
 

 

 

Vaterschaftsurlaub 

Medienkonferenz vom 5. Mai 2011 

Seit Jahren auf der parlamentarischen Wunschliste 

In den letzten fünf Jahren wurden mindestens fünf parlamentarische Vorstösse zum Thema 

Vaterschafts- bzw. Elternurlaub eingereicht. Der Bundesrat hat sich in allen Fällen gegen die 

Einführung ausgesprochen. Die Ablehnung wurde vor allem mit den neuen Mehrkosten 

begründet (bei meiner Motion wären das rund 170 Millionen Franken)*. Einzig ein Modell 

eines unbezahlten Vaterschaftsurlaubes, welcher im Obligationenrecht geregelt und 

gegenüber dem Arbeitgeber geltend gemacht würde, wollte der Bundesrat prüfen. Was er 

aber bis heute nicht getan hat.  

Begehren bleibt aktuell - trotz bundesrätlichem Zögern 

Am Bedarf, der von der Basis gefordert wird, hat sich indessen nichts geändert. Die Situation 

in Familien mit Neugeborenen bleibt herausfordernd: Die Geburt eines Kindes ist ein 

Moment der Freude, aber auch eine emotionale Zeit, in der es viele Schwierigkeiten zu 

überwinden gilt. Dazu gehören schlaflose Nächte, die aufwändige Betreuung des 

Neugeborenen, insbesondere im Zusammenhang mit dem Stillen, aber auch die Organisation 

von Kinderbetreuung und die Aufteilung von Erwerbs- und Erziehungsarbeit. Diese Situation 

kenne ich sowohl als Mutter wie auch als Grossmutter. Der Vater sollte bereits nach der 

Geburt die Chance erhalten, in seine neue Rolle hineinzuwachsen, die Mutter zu 

unterstützen und allenfalls bei der Betreuung der älteren Kinder zu entlasten. Die 

Verantwortung für die Erziehung liegt schliesslich ja bei beiden Elternteilen. 

Ich fordere deshalb in meinem Vorstoss, dass der heutige Mutterschaftsurlaub mit einem 

zweiwöchigen Vaterschaftsurlaub ergänzt wird. Dies würde es dem Vater ermöglichen, bei 

der Geburt seines Kindes in einem Rahmen Urlaub zu machen, wie er bereits mancherorts 

üblich ist (z.B. Swisscom, SBB, Swiss Re oder Migros). Der von diesen und anderen 

Unternehmen freiwillig gewährte Vaterschaftsurlaub, soll mit der Finanzierung über die EO-

analog zur Mutterschaftsversicherung- auf alle Arbeitgeber ausgedehnt werden. 

Motion Streiff-Feller kommt vors Parlament 

Leider stehen im Moment für den Bundesrat  andere familienpolitische Themen im 

Vordergrund. Dazu gehören die Familienbesteuerung, die Förderung familienergänzender 

Kinderbetreuung sowie die Förderung flexibler Arbeitszeitmodelle auf betrieblicher Ebene. 

Diese Themen sind wichtig. 

Das darf jedoch kein Grund sein, das berechtigte Anliegen eines Vaterschaftsurlaubes zu 

ignorieren. Dies sehen auch die Mitglieder der Jugendsession so. Sie haben eine Petition 

verabschiedet mit den analogen Forderungen meiner eingereichten Motion. Da es sich um 

ein breites Anliegen handelt, hoffe ich sehr, dass das Parlament darauf einsteigen wird. 

Marianne Streiff, Nationalrätin EVP 

*siehe angehängte Motion 

 



Die Bundesversammlung - Das Schweizer Parlament

 

Streiff-Feller
Marianne

Eingereicht von

Einreichungsdatum

Eingereicht im

Stand der Beratung

Curia Vista - Geschäftsdatenbank

10.3700 – Motion

Zwei Wochen bezahlter Vaterschaftsurlaub

28.09.2010

Nationalrat

Im Plenum noch nicht behandelt

Eingereichter Text

Der Bundesrat wird beauftragt, dem Parlament folgende Änderung der betroffenen
Gesetze zu unterbreiten: Ein erwerbstätiger Vater soll künftig im Anschluss an die

Geburt seines Kindes Anrecht auf zwei Wochen Vaterschaftsurlaub haben, welcher
analog zum Mutterschaftsurlaub über die Erwerbsersatzordnung finanziert wird.

Begründung

Die Geburt eines Kindes ist ein Moment der Freude, aber auch eine emotionale Zeit, in
der es viele Schwierigkeiten zu überwinden gilt. Dazu gehören schlaflose Nächte, die

aufwendige Betreuung des Neugeborenen, insbesondere im Zusammenhang mit dem
Stillen, aber auch die Organisation von Kinderbetreuung und die Aufteilung von Erwerbs-

und Erziehungsarbeit. Der Vater soll bereits nach der Geburt die Chance erhalten, in

seine neue Rolle hineinzuwachsen, die Mutter zu unterstützen und allenfalls bei der
Betreuung der älteren Kinder zu entlasten. Auch liegt die Verantwortung für die

Erziehung bei beiden Elternteilen.

Der heutige Mutterschaftsurlaub soll deshalb mit einem zweiwöchigen

Vaterschaftsurlaub ergänzt werden. Er würde es dem Vater ermöglichen, bei der Geburt

seines Kindes in einem Rahmen Urlaub zu machen, wie er bereits an vielen Orten
üblich ist (z. B. Swisscom, SBB, Swiss Re oder Migros).

Der Bundesrat hat sich in seiner Stellungnahme zum Postulat Schmid-Federer 08.3507
bereiterklärt, das Modell eines unbezahlten Vaterschaftsurlaubs zu prüfen und dazu das

Obligationenrecht anzupassen. Das ist zwar löblich, bringt jedoch den allermeisten
Familien mit tiefen bis mittleren Einkommen nichts. Der von einigen Unternehmen

freiwillig gewährte Vaterschaftsurlaub soll deshalb mit der Finanzierung über die EO

analog zur Mutterschaftsversicherung auf alle Arbeitgeber ausgedehnt werden.

Antwort des Bundesrates vom 17.12.2010
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Der Bundesrat hat sich bereits verschiedentlich gegen die Einführung eines

Vaterschafts- bzw. Elternurlaubes ausgesprochen, weil sich die sozialpartnerschaftliche
Lösung bewährt und die Einführung eines Vaterschaftsurlaubs aus sozialpolitischer

Sicht keine Priorität hat (vgl. Motion Nordmann 06.3662, Postulat Nordmann 08.3315,
Postulat Teuscher 08.3953 und Motion Hiltpold 09.3187).

Die im Jahre 2005 in die Erwerbsersatzordnung eingefügte Mutterschaftsversicherung

erfordert zusätzliche finanzielle Mittel. Der Bundesrat hat deshalb am 18. Juni 2010
entschieden, den Beitragssatz auf den 1. Januar 2011 befristet auf fünf Jahre von heute

0,3 auf 0,5 Prozent zu erhöhen. Eine Erweiterung dieses Versicherungszweiges auf
Väter im vorgeschlagenen Umfang würde Mehrkosten von 170 Millionen Franken

verursachen. Dieser Berechnung liegt ein durchschnittliches Taggeld für Männer von Fr.
162.80 (Maximalbetrag 2010: 196 Franken) zugrunde. Der Bundesrat erachtet einen

solchen Schritt im heutigen Zeitpunkt, in welchem das finanzielle Gleichgewicht aller

Sozialversicherungen gefährdet ist oder wiederhergestellt werden muss, als nicht
angezeigt.

Der Bundesrat lehnt auch die Schaffung von mehr Freiraum für Väter nach der Geburt im
Sinne eines Elternurlaubes ab, der es den Eltern erlauben würde, die durch den

bezahlten Mutterschaftsurlaub gewährte Zeit für das Kind unter bestimmten

Einschränkungen frei untereinander aufzuteilen. Bei solchen Modellen besteht die
Gefahr einer Aushöhlung des geltenden Mutterschaftsschutzes (vgl. dazu Motion Hiltpold

09.3187, Postulat Nordmann 08.3315, Postulat Teuscher 08.3953, Motion Freysinger
07.3156). Im Rahmen des Postulates Schmid-Federer 08.3507 hat sich der Bundesrat

aber für die Prüfung eines Modells eines unbezahlten Vaterschaftsurlaubs
ausgesprochen, welcher im Obligationenrecht geregelt und gegenüber dem Arbeitgeber

geltend gemacht würde. Allerdings ist dieses Postulat in der Zwischenzeit

abgeschrieben worden.

Der Bundesrat unterstützt sozialpartnerschaftliche Lösungen und erachtet auch das

erwähnte Modell im Obligationenrecht als prüfenswert. Im Übrigen hat der Bundesrat
jedoch bereits mehrfach festgehalten, dass für ihn andere familienpolitische Themen

im Vordergrund stehen, welche die Vereinbarkeit von Familie und Beruf seiner Ansicht
nach entscheidender verbessern. Dazu gehören die Familienbesteuerung, die

Förderung familienergänzender Kinderbetreuung sowie die Förderung flexibler

Arbeitszeitmodelle auf betrieblicher Ebene.

Erklärung des Bundesrates vom 17.12.2010

Der Bundesrat beantragt die Ablehnung der Motion.

Allemann Evi Amherd Viola Bänziger Marlies Barthassat Luc Bischof Pirmin
Chopard-Acklin Max Daguet André de Buman Dominique

Fässler-Osterwalder Hildegard Frösch Therese Gilli Yvonne Heim Bea

Ingold Maja Kiener Nellen Margret Lumengo Ricardo Maire Jacques-André
Meier-Schatz Lucrezia Meyer-Kaelin Thérèse Moser Tiana Angelina

Nordmann Roger Pedrina Fabio Rennwald Jean-Claude Rielle Jean-Charles
Riklin Kathy Roth-Bernasconi Maria Roux Paul-André Schmid-Federer Barbara

Schmidt Roberto Simoneschi-Cortesi Chiara Stöckli Hans Stump Doris
Teuscher Franziska von Graffenried Alec Weibel Thomas Wyss Ursula

Erstbehandelnder Rat

Nationalrat

Mitunterzeichnende (35)

21.04.2011 10.3700 - Zwei Wochen bezahlter Vate…

parlament.ch/d/…/geschaefte.aspx?ges… 2/3



Sie sind hier: Das Schw eizer Parlament > Suche > Geschaefte

© Das Schw eizer Parlament / CH - 3003 Bern, Impressum, Disclaimer

Deskriptoren: Hilfe

Vaterschaftsurlaub Erw erbsersatzordnung Geburt frühe Kindheit Erziehung Eltern

Ergänzende Erschliessung:

28

Zuständig

Departement des Innern

(EDI)

21.04.2011 10.3700 - Zwei Wochen bezahlter Vate…

parlament.ch/d/…/geschaefte.aspx?ges… 3/3


